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Berlin, 18. Dezember 2025 

Knoerig: Über 7 Millionen Euro für mehr Personal 

im Gesundheitsamt des Landkreises Diepholz 

Im Rahmen des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst stärkt der Bund 

die Gesundheitsbehörden auf kommunaler Ebene. So wurde das 

Gesundheitsamt im Landkreis Diepholz seit 2021 mit insgesamt 5,35 Millionen 

Euro gefördert. Weitere 1,77 Millionen Euro sind für das Jahr 2026 veranschlagt. 

Wie der heimische CDU-Bundestagsabgeordnete Axel Knoerig in einer 

Pressemitteilung berichtet, dienen diese Mittel dem Personalaufbau. 

„Während der Corona-Pandemie ist deutlich geworden, dass der öffentliche 

Gesundheitsdienst bei Krisenbewältigung und Bevölkerungsschutz eine 

wichtige Schlüsselrolle spielen kann“, erläutert der Abgeordnete, stv. Mitglied 

im Gesundheitsausschuss des Bundestages. „Daher haben wir auf Bundesebene 

2020 den Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst mit den Ländern 

beschlossen, um insbesondere die unteren Gesundheitsbehörden und die 

örtlichen Gesundheitsämter personell zu stärken und auch zu modernisieren.“ 

So stellen Bund und EU für den Zeitraum 2021 bis 2026 insgesamt vier Milliarden 

Euro bereit. Davon kommt der Hauptteil mit 3,1 Milliarden Euro dem 

Personalaufwuchs auf allen Ebenen zugute, wobei 90 Prozent der neuen Stellen 

auf kommunaler Ebene entstehen sollen. Im vergangenen Jahr konnte bereits die 

Zielvorgabe dieses Jahres mit bundesweit insgesamt 5.000 neuen Vollzeitstellen 

übertroffen werden. Des Weiteren werden auch die Digitalisierung, der Ausbau 

des elektronischen Meldesystems sowie Forschung und Evaluierung gefördert. 

„Wir haben im Koalitionsvertrag festgehalten, dass wir nach dem Auslaufen des 

Paktes im kommenden Jahr prüfen wollen, wie wir diesen gemeinsam mit den 

Ländern und Kommunen weiter unterstützen können“, so Knoerig abschließend. 


